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Zürich, 12. September 2024 
 

Petition betr. Ablehnung der Weisung «Neuer Schifflandungssteg 

Wollishofen»  
 

Antrag: 

 

Die Petitionsschrift samt Beilagen sei sämtlichen Mitgliedern des Gemeinderats 
zur Kenntnis zu geben im Sinne einer Abstimmungsempfehlung, wonach die 

Weisung des Stadtrats «Tiefbauamt, neuer Schifflandungssteg Wollishofen, neue 

einmalige Ausgaben» vom 12. Juni 2024 abzulehnen sei. Eventualiter sei das 
Zustandekommen einer Zustimmung durch konsequente Stimmenthaltung zu 

verhindern. 

 
Sollte der Gemeinderat wider Erwarten der Weisung zustimmen, wird darum 

ersucht, dass aus der Mitte der Ratsmitglieder eine genügende Anzahl von 

Unterzeichnenden das Parlamentsreferendum ergreifen mögen, um die Vorlage 

einem Volksentscheid zuzuführen. 
 

Begründung: 

 
Vorbemerkung 

 

Bei der vorliegenden Petition handelt es sich um einen politischen Hilferuf. Die 

Öffentlichkeit erfuhr de facto erstmals am 12. Juni 2024 durch eine 
Medienmitteilung vom Bauvorhaben – mithin erst vor drei Monaten. Eine frühere 

Kenntnisnahme war lediglich anhand der Ausschreibung der zwei Planauflagen 

vom 15./16. August 2023 möglich (kantonales Konzessionsgesuch und 
Plangenehmigungsverfahren nach Bundesrecht) in Form einer jeweils 

einspaltigen Publikation unter Hunderten von weiteren Ausschreibungen im 

Amtsblatt. Die gesetzlich vorgeschriebene Aussteckung des Bauprojekts fand 
nicht statt. Im Ergebnis fand die Planung faktisch unter Ausschluss der 

Öffentlichkeit statt. Eine vertiefte Prüfung des Bauvorhabens führt mich zur 

Feststellung, dass dieses an unüberwindbaren rechtlichen und politischen 

Mängeln leidet. Insbesondere versäumte es der Stadtrat, eine vorgängige 
Schutzabklärung für das inventarisierte Landschaftsschutzobjekt Zürichsee zu 

veranlassen, wie dies das Bundesgericht bei Inventarobjekten aufgrund der 

Schutzvermutung vorschreibt. Es ergeht deshalb der dringende Aufruf an die 
Mitglieder des Gemeinderates, dass sie in der Schlussabstimmung dem Stadtrat 

die Gefolgschaft verweigern bzw. dass sie gegebenenfalls die Vorlage mittels 

Parlamentsreferendums einem Volksentscheid zuführen mögen. 
 



 

Fehlende Schutzabklärung für Landschaftsschutzobjekt Zürichsee 

 
Das Bauvorhaben tangiert die als «sehr wertvoll» bewerteten kommunalen 

Landschafts- und Naturschutzobjekte KSO-32.00, «Landschaftsschutzobjekt 

Zürichsee», und KSO-45.16, «Flachwasserzone, Ufermauern Zürichsee». Die 
Erstellung der Inventare bzw. die Inventaraufnahme als solche bewirkt (noch) 

keinen Schutz. Soll ein inventarisiertes Objekt dauernd geschützt werden, sind 

Schutzmassnahmen gemäss § 205 PBG zu ergreifen. Gemäss der Praxis im 

Kanton Zürich begründet das Inventar aber die Vermutung der Schutzwürdigkeit 
der darin verzeichneten Objekte. Die zuständige Behörde ist nach dieser Praxis 

dazu verpflichtet, sich mit dieser Vermutung auseinanderzusetzen. Der für 

Objekte kommunaler Bedeutung zuständige Gemeindevorstand – vorliegend der 
Stadtrat von Zürich – hat damit bei inventarisierten Objekten in Auseinander-

setzung mit dieser Vermutung entweder Schutzmassnahmen nach § 205 PBG 

anzuordnen oder ganz oder teilweise darauf zu verzichten (vgl. Entscheid des 
Bundesgerichts vom 7. Juni 2021, 1C_92/2021, E. 2.1). Bei Objekten des Natur- 

und Heimatschutzes gilt der Grundsatz des ungeschmälerten Erhalts. Bei 

inventarisierten Objekten hat der Stadtrat aufgrund der Schutzvermutung die 

Pflicht zur Schutzabklärung, insofern «eine Beeinträchtigung nicht von vornherein 
ausser Betracht fällt». Im Fall des vorliegenden Bauvorhabens «neuer Schiffsteg 

Wollishofen» ist jedoch von einer potenziell massiven Beeinträchtigung des 

Schutzobjektes auszugehen, insbesondere (aber nicht nur) durch einen massiven 
Eingriff ins geschützte Landschaftsbild durch eine Stegverlängerung von 63 

Metern, wodurch bisher unversehrte Seefläche überbaut wird und die 

Sichtbeziehungen von bzw. zum See sowie die Fernsicht von den jeweils 
seitlichen Uferabschnitten seeaufwärts bzw. seeabwärts verstellt werden; durch 

Pfählung der geschützten bzw. ungeschmälert zu erhaltenen Flachwasserzone 

hindurch in den Seegrund, wobei die Pfähle von der Seeoberfläche offensichtlich 

rund 30 bis 50 Meter weit in den Seeboden eingeführt werden müssen, bis sie 
tragfähigen Grund erreichen; durch Abbruch eines Teils der geschützten bzw. 

ungeschmälert zu erhaltenen Ufermauer samt Ritzenvegetation, die als 

unverfugte Mauern ein «spezifischer, nicht ersetzbarer Lebensraum für die in der 
Stadt selten gewordenen Sumpf-, Pionier- und Ruderalpflanzen» sind. Der 

Stadtrat hat es somit pflichtwidrig versäumt, im Rahmen eines vorgängigen 

Schutzentscheides die gehörige Interessenabwägung vorzunehmen, wobei das 

öffentliche Interesse an einem ungeschmälerten Erhalt des Schutzobjekts 
offensichtlich höher zu gewichten ist als andere Interessen (etwa das private 

Interesse an der Optimierung des Schiffsbetriebs einer privatrechtlichen 

Gesellschaft). Die Baubehörden sind somit nicht befugt, im Rahmen eines 
Baubewilligungsverfahrens vorfrageweise einen materiellen Schutzentscheid zu 

treffen. Kann eine Beeinträchtigung eines inventarisierten Objekts durch ein 

Bauvorhaben nicht ausgeschlossen werden, so ist das Verfahren zu sistieren, bis 
der Schutzentscheid des Stadtrats vorliegt (vgl. STRB 1155/2023; 667/2024). 

 

Fehlender Hinweis auf Inventareintrag in den Ausschreibungen 

 
Die amtlichen Publikationen der beiden Planauflagen vom 15./16. August 2023 

erweisen sich aufgrund des fehlenden Hinweises auf die Lage der Bauparzelle 

innerhalb des Perimeters eines inventarisierten Landschafts- und Naturschutz-
objekts als qualifiziert fehlerhaft. Ein qualifizierter Mangel liegt vor, wenn das 

Baugesuch ein inventarisiertes Objekt betrifft und im Rahmen der amtlichen 

Publikation nicht auf die Inventarzugehörigkeit hingewiesen wird (vgl. Entscheid 
des Verwaltungsgerichts, VB.2018.00792, 13.06.2019, E. 2.3). 



 

 

Fehlende Aussteckung 
 

Nach Art. 4 lit. b VPVE, Aussteckung, sind die äusseren Kanten von zur Anlage 

gehörenden Hochbauten und Kunstbauten durch Profile zu kennzeichnen. Der 
Stadtrat hat die Aussteckung pflichtwidrig unterlassen, wodurch er der 

Öffentlichkeit ihren gesetzlichen Anspruch auf eine visuelle Wahrnehmung des 

Projektdimensionen am geplanten Standort während Dauer der Planauflage 

willkürlich vorenthielt. Die angegebenen Gründe für das Versäumnis, lautend auf 
«fehlenden stabilen Untergrund» und «laufender Schifffahrtsbetrieb» sind 

offensichtlich vorgeschoben. 

 
Fehlende Planauflage für die «ökologischen Ersatzmassnahmen» 

 

Gemäss Weisung des Stadtrats sind als „Ausgleich für die Beanspruchung des 
natürlichen Gewässerraums sind ökologische Ersatzmassnahmen erforderlich, die 

mehrheitlich in der Flachwasserzone am Ufer umgesetzt werden. Ein Stück der 

bestehenden Ufermauer wird abgebrochen, der bestehende Naturraum am Ufer 

abgesenkt und mit der angrenzenden Flachwasserzone namentlich durch 
zusätzliche Bepflanzungen ökologisch vernetzt und aufgewertet.“ Wie oben 

ausgeführt, liegt bisher kein Schutzentscheid vor, welcher überhaupt einen 

Eingriff in den Status Quo genehmigt, so dass sich die Frage allfälliger 
„ökologischer Ersatzmassnahmen“ vorerst eigentlich erübrigen würde. Und selbst 

wenn solche dereinst angezeigt wären, müsste dafür ein gesondertes 

Konzessionsgesuch nach § 18a WWG eingereicht werden, welches bisher jedoch 
nicht vorliegt (vgl. Planauflage für Ersatzmassnahmen am Schanzengraben vom 

07.08.2024). 

 

Fehlende Planauflage für baulichen Eingriff auf Konzessionsland 
 

Das Bauvorhaben tangiert kantonale Landanlagen (sog. Konzessionsland) aus 

der Zeit der ersten Hälfte 18. Jahrhundert. Dabei handelt es sich um eine der 
frühesten Aufschüttungen von Seegebiet zur Landgewinnung und somit um ein 

städtebauhistorisch sehr wertvolles Vermächtnis, welches per se ungeschmälert 

zu erhalten ist. Und selbst wenn ein baulicher Eingriff auf dieser Parzelle in einem 

übergeordneten öffentlichen Interesse stünde, hat es der Stadtrat auch in dieser 
Hinsicht pflichtwidrig versäumt, eine gesondertes Konzessionsgesuch nach § 18a 

WWG dafür einzureichen. 

 
Lichtverschmutzung 

 

Gemäss Stadt Zürich, Gesundheits- und Umweltdepartement, Licht, belastet 
Lichtverschmutzung Mensch und Umwelt («Nächtliche Beleuchtung kann 

lebenswichtige Prozesse bei Menschen, Tieren und Pflanzen stören»). Auch in 

dieser Hinsicht steht das Bauprojekt dem Grundsatz der Schonung diametral 

entgegen: «Auf dem Steg wird eine öffentliche Beleuchtung mit fünf neuen 
Kandelabern erstellt. Zudem werden nautische Lichter (eine sicherheits-

technische Beleuchtung für die Schifffahrt) angebracht.» Die Dauerbeleuchtung 

wird zudem für die Erholungssuchenden am See die Wahrnehmbarkeit bzw. 
Erlebbarkeit von Natur und Landschaft bei Dämmerung und Dunkelheit massiv 

beeinträchtigen. Auch in dieser Hinsicht übergeht der Stadtrat willkürlich das 

offensichtlich höher zu gewichtende öffentliche Interesse an der Erhaltung des 
Status Quo. 



 

 

Mangelhafter Bedarfsnachweis 
 

Der Schiffbetrieb der Zürichsee-Schifffahrtsgesellschaft AG dient ausschliesslich 

dem Ausflugverkehr, mithin reinen Vergnügungs- und Freizeitfahrten. Die 
Schiffstation Wollishofen wird ausschliesslich für Rundfahrten im unteren 

Seebecken bedient. Nach Sommerfahrplan wird die Station 18-mal täglich 

angefahren, davon nur 3-mal seeabwärts zum Bürkliplatz, die übrigen Kurse 

fahren seeaufwärts. Nach Winterfahrplan wird die Station 3-mal täglich 
angefahren. Nach meiner jahrzehntelangen Beobachtung bestiegen bei schönem 

Wetter durchschnittlich eine einstellige bis niedrige zweistellige Zahl von 

Passagieren die Kurse seeabwärts zum Bürkliplatz. Die Kurse seeaufwärts 
werden jeweils (wenn überhaupt) von höchstens einer einstelligen Zahl von 

Passagieren bestiegen. Dem gegenüber steht das öffentliche Interesse einer 

möglichst unbeeinträchtigten Nutzung des Seezugangs von Schwimmenden und 
Sporttreibenden, in den letzten Jahren vermehrt auch durch neue Sportarten wie 

Stand-Up-Paddeln oder Kite-Surfen. Die vom Stadtrat angeführten Friktionen 

sind überschaubar und stehen in keinem Verhältnis etwa zu denjenigen zwischen 

Zufussgehenden und Trams an Verkehrsknotenpunkten. Die in der Weisung des 
Stadtrats erwähnten Interferenzen werden als unsubstantiiert, undatiert und 

nicht genügend objektiviert zurückgewiesen. 

 
Geringschätzung des demokratischen Entscheidungsprozesses 

 

Gemäss Weisung ist der Baubeginn für September 2024 geplant. Gemäss 
Newsletter Hochbaudepartement vom 28.08.2024 startet „voraussichtlich im 

Oktober der Bau der Verlängerung des Schifflandungsstegs Wollishofen“, wobei 

unerwähnt bleibt, ob die Plangenehmigung durch das BAV bereits rechtskräftig 

erfolgte bzw. ob bereits eine rechtskräftige Baufreigabe vorliegt. Ungeachtet 
dessen spricht aus der geplanten Terminierung des Stadtrats eine stossende 

Geringschätzung des demokratischen Entscheidungsprozesses, indem dabei das 

gehörige Abwarten der Fristen für die Ergreifung der Referendums durch 
Parlament und/oder Stimmberechtigte übergangen wird. 

 

Mangelnde Einbezug in Gebietsplanung 

 
Die Projektierung des neuen Schifflandungssteges Wollishofen hat faktisch 

jegliche Mitwirkungsmöglichkeit durch die Öffentlichkeit umgangen, indem sie 

insbesondere von der laufenden Gebietsplanung «Seeufer Wollishofen» 
abgekoppelt ist. Dadurch reiht sich die Projektierung an diejenige des Areals 

Franz-Garage an, bei welchem die Mitwirkungsmöglichkeiten auf den Weg des 

ordentlichen Baurekurs beschränkt waren, bei dem allein schon aufgrund der 
äusserst restriktiven Anforderungen an die Rekurslegitimation eine 

Einflussnahme faktisch ausgeschlossen war. Ungeachtet dessen hat sich bei der 

Abstimmung über die «Besonnungsinitiative» ein unerwartet hoher Anteil an 

Stimmberechtigten für die grösstmögliche Schonung des Uferstreifens in seiner 
Qualität als Erholungs- und Freiraum ausgesprochen. 

 

Peter Wolfgang von Matt 
8038 Zürich 
 
Mit Anhängen 

 

































Inventar der kommunalen Natur- und Landschaftsschutzobjekte (KSO)

Landschaftsschutzobjekt ZürichseeKSO-32.00

sehr wertvollBewertung

Beschreibung:
Das Objekt umfasst den See mit Ufermauern, Promenaden und Quaianlagen. Vom
natürlichen Ufer des Zürichsees ist nur noch die dem einstigen Röhricht
(Verlandungszone) vorgelagerte Flachwasserzone erhalten geblieben. Sie reicht in
der Regel bis in eine Tiefe von 6-8m und ist besonders gut ausgeprägt in Wollishofen
und der Enge, wo sie stellenweise bis etwa 300m weit in den See herausragt. Die
Flachwasserzone ist ein vielfältiger, artenreicher Lebensraum für Wasserpflanzen
und Wassertiere.

Die ursprüngliche Verlandungszone wurde aufgeschüttet und grösstenteils in
Parkanlagen umgewandelt. Sumpfpflanzen können sich aber noch in den Ritzen
unverfugter Ufermauern halten. Leider wurden und werden die alten
Bruchsteinmauern durch Betonmauern laufend ersetzt.

Bedeutung:
Lebensraum für Wasserpflanzen und Wassertiere. Sehr attraktives
Naherholungsgebiet.

Ziel:
Erhaltung der Flachwasserzone; kein weiteres Verfugen der Ufermauern,
sanierungsbedürftige Betonmauern durch unverfugte Bruchsteinmauern ersetzen;
Neuschaffung naturnaher Uferabschnitte mit Verlandungszone.

Beschreibung
Bedeutung

Ziel

Stadtratsbeschluss vom 24. Januar 1990Schutzstatus



Inventar der kommunalen Natur- und Landschaftsschutzobjekte (KSO)

Flachwasserzone, Ufermauern ZürichseeKSO-45.16

sehr wertvollBewertung

Beschreibung:
Von den natürlichen Ufern des Zürichsees auf Stadtgebiet ist nur noch die dem
Röhricht vorgelagerte Flachwasserzone erhalten geblieben. Sie reicht in der Regel
bis in eine Tiefe von 6 bis 8m und ist besonders gut ausgeprägt in Wollishofen und
der Enge, wo sie stellenweise bis etwa 300m weit in den See hinausragt. Kleine 
inselartige Erhebungen (Grosser und Kleiner Hafen) findet man in der Nahe des
Bellvues und mitten im unteren Seebecken auf der Höhe der Badanstalt Utoquai.

Anstelle des Röhrichtgürtels sind Ufermauern getreten, in deren Ritzen sich eine
interessante Vegetation entwickelt hat. Dazu gehören die folgenden Uferabschnitte:
Linkes Ufer: General Guisan-Quai, Hafenmauern am Mythenquai, Landungstelle
Bahnhof Wollishofen.(mit Pioniervegetation auf Kiesstrand), Rote Fabrik, Hafen
Wollishofen (Blockwurf und Kiesplätze). Rechtes Ufer: Mauern bei der Badeanstalt
Utoquai.

Bedeutung:
Die gut besonnten und sich im Sommer rasch erwärmenden Flachwasserzonen sind
die einzigen Bereiche, wo sich Laichkräuter und andere Wasserpflanzen ansiedeln
können. Ihre dichten Bestände bieten zahlreichen Wirbellosen und Fischen einen
vielfältig nutzbaren Lebensraum. Der Egli zum Beispiel heftet seine Eier an
Wasserpflanzen an. Die Artenvielfalt und Dichte der am Seeboden lebenden 
wirbellosen Tiere sind in der Flachwasserzone am grössten und nehmen mit 
zunehmender Tiefe rasch ab.

Die unverfugten Mauern sind ein spezifischer, nicht ersetzbarer Lebensraum  für in
der Stadt selten gewordene Sumpf-, Pionier- und Ruderalpflanzen.

Beschreibung
Bedeutung

Ziel

Stadtratsbeschluss vom 24. Januar 1990Schutzstatus



Inventar der kommunalen Natur- und Landschaftsschutzobjekte (KSO)

Ziel:
Erhaltung der Flachwasserzonen sowie der Ufermauern mit ihrer Ritzenvegetation.
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Nummer: 2024/0543

Publikationsdatum: 07.08.2024, Ausgabe 32/2024

Rubrik: 13 Weitere öffentliche Planauflagen und Plangenehmigungen

Kontakt: Tiefbauamt

Zürich, Altstadt, Schanzengraben, ökologische
Ersatzmassnahmen, öffentliche Bekanntmachung und
Planauflage gemäss § 18a des kantonalen
Wasserwirtschaftsgesetzes (WWG, LS 724.11)
Die Stadt Zürich plant ökologische Ersatzmassnahmen im Schanzengraben, öffentliches
Gewässer Nr. 20001, zwischen der Usteribrücke und dem Badweg.

Die Pläne und der technische Bericht liegen während 30 Tagen,

von Freitag, 9. August bis und mit Montag, 9. September 2024

beim Tiefbauamt der Stadt Zürich, Beatenplatz 2, HIB (Haus der Industriellen Betriebe),
8001 Zürich, im 3. Stock (Empfang), zur öffentlichen Einsichtnahme auf und können jeweils
am Montag von 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 15.30 Uhr, von Dienstag bis Donnerstag
von 08.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 Uhr sowie am Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr
und 13.00 bis 16.00 Uhr eingesehen werden.

Zudem finden Sie die Pläne und den technischen Bericht unter www.stadt-
zuerich.ch/planauflagen (Link aktiv ab 9. August 2024).

Das Haus der Industriellen Betriebe bleibt am Montag, 9. September 2024
(Knabenschiessen), geschlossen.

Das Projekt kann aufgrund der Lage der Massnahmen im Gewässer weder ausgesteckt
noch markiert werden.

Gegen das Projekt kann innert der Auflagefrist schriftlich per Briefpost Einsprache erhoben
werden. Einsprachen gemäss § 18a des Wasserwirtschaftsgesetzes sind an das Tiefbauamt
der Stadt Zürich, Werdmühleplatz 3, 8001 Zürich, zuhanden der Baudirektion des Kantons
Zürich, AWEL (Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft), Walcheplatz 2, Postfach, 8090
Zürich, zu richten.

Mit der Einsprache können alle Mängel des Projekts geltend gemacht werden. Die
Legitimation bestimmt sich nach der Rekurs- und Beschwerdelegitimation gemäss dem
Verwaltungsrechtspflegegesetz.
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https://www.stadt-zuerich.ch/tiefbauamt


Die Einsprache muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten und ist der Stadt
Zürich (Tiefbauamt) schriftlich im Doppel einzureichen. Allfällige Beweismittel sind genau zu
bezeichnen und soweit möglich beizulegen.
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Bauarbeiten auf ehemaligem 

Pfahlbauergebiet 

16.02.2021 - KIBAG Bauleistungen Zürich KZT 

Nur wenige Schritte vom KIBAG Hauptsitz entfernt ist derzeit ein grosses Bauprojekt im 

Gang: An privilegierter Lage im südseitigen Aufschüttungsgebiet der Seeanlage in Zürich 

Wollishofen werden die ehemalige Avia-Tankstelle und die Garage Franz AG durch eine 

Überbauung mit neuer Avia-Tankstelle, Detailhandel und Wohnungen ersetzt. 

Das Bauvolumen von 20'000 Kubikmetern ist imposant. Derzeit führen dort jeweils fünf bis 

sechs Mitarbeitende der KIBAG Tief- und Rückbau Zürich (KZT) den Rückbau durch. Das 

Separieren auf der Baustelle nach Betonabbruch, Holz, Styropor, Metall, Glas, Sperrgut 

erfolgt nach einem strengen Entsorgungskonzept. «Urban Mining» lautet hierzu das 

Stichwort: Sämtlicher Beton- und Mischabbruch geht zum Recyceln in die KIBAG RE in 

Regensdorf, die übrigen Materialen werden mit Mulden zur KIBAG RE nach Bassersdorf 

gebracht und dort entweder recycelt oder entsorgt. 

Neuüberbauung auf 220 Pfählen 

Nach dem Rückbau erfolgt die Altlastensanierung durch die KIBAG RE Bodenrecycling. Bis 

zu zwei Meter wird der Boden abgegraben, da er durch die ehemalige Tankstelle und 

Peugeot-Werkstatt durch Öl, PAK (bituminöse Schadstoffe), Schwermetalle, Bauschutt, 

Kohle, Schlacke und Dachpappe belastet ist. Der grosse, bereits gereinigte Avia-Tank für 

Diesel und Benzin muss ebenfalls separat entsorgt werden. 

Ende Februar wird der KIBAG Wasser- und Spezialtiefbau mit den Arbeiten für eine 

geschlossene Spundwand beginnen, parallel dazu kann dann die Pfählung erfolgen: 220 bis zu 

30 Meter lange Pfähle müssen in den Boden gerammt werden, da die ganze Neuüberbauung 

auf Pfählen zu stehen kommt. «Grund dafür ist die Seekreide. Diese ist ein denkbar schlechter 

Bauuntergrund», so Bauführer Clemens Werndli. «Wenn unser 50-Tonnen-Hitachi-Bagger 

über den Belag auf der Baustelle fährt, schwankt der Boden spürbar.» Da sich die Baustelle 

unter dem Grundwasserspiegel befindet, erwartet er zudem viel Grundwasser, sobald die 

Aushebung beginnt. 

Ehemaliges Pfahlbauergebiet 

Wo immer in Zürich in Seenähe gebaut wird, ist auch der Kantonsarchäologe nicht weit. 

«Auch hier handelt es sich um ehemaliges Pfahlbauer-Gebiet. Wir müssen deshalb eine 

spezielle Rastersondierung durchführen, und die Kantonsarchäologie Zürich wird 

währenddessen vor Ort sein, um zu schauen, was sich im Untergrund verbirgt», sagt Clemens 

Werndli. 

Die anschliessenden Tiefbauarbeiten der KZT werden im April erfolgen. Dann werden zwei 

30 bis 40-Tonnen-Bagger mit GPS den Lead übernehmen. Wenn alles nach Plan verläuft, 

werden die Tiefbauarbeiten Mitte Juli 2021 fertiggestellt sein. Doch mit all den Kanalisations- 

und Retentionsarbeiten sowie den Leistungen für die Hinterfüllung wird die KIBAG noch 

eine Weile vor Ort präsent sein. 
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